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Liebe Kunden, 

die eigenen personenbezogenen Daten zu schützen, ist eine immer 

anspruchsvollere Aufgabe. Die vermehrte Arbeit im Homeoffice und die Nutzung 

von Online-Videokonferenzen sind Beispiele dafür. Ihre aktuelle Ausgabe gibt 

Ihnen deshalb wichtige Hinweise, worauf Sie bei Online-Meetings achten sollten. 

Ebenso erfahren Sie, inwiefern die aktuelle Datenschutz-Diskussion um Office 365 

Sie betrifft. 

In weiteren Beiträgen lesen Sie, wie Ihnen die sogenannte Cyberfibel sowohl 

beruflich als auch privat helfen kann, mehr für IT-Sicherheit und Datenschutz zu 

tun. Nicht wirklich hilfreich sind hingegen viele Datenschutzerklärungen. Deshalb 

erhalten Sie in dieser Ausgabe Einblicke, was bestimmte Begriffe in den Privacy 

Policies von Webseiten bedeuten. Nur verständliche Datenschutzrichtlinien 

machen die Datennutzung transparent. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

Ihr Thorsten Dampf, Datenschutzbeauftragter 

 

  

Datenschutz Compact! 

 

Das Datenschutzmagazin der dampf. consulting GmbH 
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Aufgepasst bei Online-Videokonferenzen!  

Statt persönlicher Besprechungen vor Ort finden vermehrt Videokonferenzen über das 

Internet statt. Viele dieser Online-Services sind leicht zu bedienen, so scheint es. In 

Wirklichkeit aber gibt es einiges zu beachten, damit Ihre Privatsphäre geschützt bleibt.  

Live aus dem Homeoffice 

Unter dem Eindruck der Coronakrise hat sich das Arbeiten in vielen Branchen verändert. 95 Prozent der 

Unternehmen ersetzen Präsenztreffen durch Videokonferenzen, so eine Umfrage des Digitalverbands 

Bitkom. Wenn Sie gegenwärtig auch im Homeoffice arbeiten, kennen Sie sicherlich die beliebten 

Videokonferenz-Dienste wie Zoom oder Teams.  

Für die Durchführung von Online-Besprechungen oder die Teilnahme daran ist kaum eine Installation 

erforderlich. Browser, Webcam, Mikrofon, Lautsprecher und gute Internetverbindung reichen. 

Entsprechend oft am Tag nimmt man an einem der Online-Meetings teil. Das ist bereits so stark Teil des 

beruflichen Alltags geworden, dass manche Teilnehmer vergessen, dass die Webcam oder das Mikrofon 

schon oder noch angeschaltet ist. So werden Bilder und Töne übertragen, die eigentlich nicht für die 

Öffentlichkeit bestimmt waren. Doch die Privatsphäre ist noch stärker in Gefahr.  

Datenschützer und Sicherheitsbehörden geben wichtige Hinweise 

Die Aufsichtsbehörden für den Datenschutz haben eine Orientierungshilfe zu Videokonferenzsystemen 

veröffentlicht und geben darin auch wichtige Hinweise, die die Nutzerinnen und Nutzer betreffen. 

Daraus ergeben sich Punkte, die Sie bei Online-Videokonferenzen beachten sollten.  

Zum einen ist es wichtig, nur im Unternehmen freigegebene Dienste zu nutzen, auch dann, wenn Sie im 

Rahmen Ihrer beruflichen Tätigkeit selbst eine Online-Konferenz planen und dazu einladen. 

Zum anderen sollten Sie auf bestimmte technische und organisatorische Maßnahmen achten, um Ihre 

Privatsphäre besser zu schützen, wie das BSI (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik) 

unterstreicht: 

• Stellen Sie sicher, dass nur die Personen an Ihrem Online-Treffen teilnehmen, die Sie auch 

eingeladen haben – das geht beispielsweise mit einer komplexen PIN für Ihren virtuellen Raum. 
• Überschreiben Sie die Standardvorgaben der Raumbezeichnung und Ihrer Nutzerkennung 

durch individuelle Namen. Achten Sie darauf, dass Sie keine trivialen Passwörter, 

Nutzerkennungen oder PINs vergeben. 
• Geben Sie nur die nötigsten Daten ein, wenn Sie sich für den Dienst registrieren müssen. 
• Machen Sie sich bewusst, was Sie zeigen, wenn Sie den Bildschirm teilen. Wenn Sie Daten 

austauschen, können auch Schadprogramme übertragen werden. 
• Schließen Sie Sicherheitslücken, indem Sie Updates installieren. 
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• Achten Sie darauf, dass im genutzten Webbrowser eine aktive Verschlüsselung bestätigt wird, 

zum Beispiel in der Adresszeile des Browsers durch „https“. 
• Schalten Sie Webcam und Mikrofon nur ein, wenn Sie diese wirklich brauchen, und deaktivieren 

Sie danach diese Funktionen wieder. 
• Nutzen Sie für die Webcam am besten eine Abdeckung, die sich vor- und wegschieben lässt. 

Beherzigen Sie diese Sicherheitshinweise, um von sich und Ihrem Homeoffice nicht mehr preiszugeben, 

als Sie wollen. 

 

 

 

Office 365 – ein Datenschutzproblem? 

In der Fachpresse, aber auch in den allgemeinen Medien 

war in letzter Zeit zu lesen, dass Office 365 Schwachstellen 

beim Datenschutz aufweisen soll. Um was geht es dabei? 

Muss diese Diskussion den „normalen Nutzer“ überhaupt 

interessieren? Und wenn ja: Was kann und muss er selbst 

tun? 

 

Office 365 als Palette von Online-Anwendungen 

Office 365, ein Produkt von Microsoft, bietet den Zugriff auf eine ganze Reihe von Webanwendungen, 

von Outlook über Excel bis OneDrive. Sie stehen dem Anwender online zur Verfügung. Der Marktanteil 

von Office 365 ist hoch und wächst seit Jahren. Kein Wunder, dass Fragen des Datenschutzes rund um 

Office 365 große Aufmerksamkeit finden. 

Kritik der Datenschutzbehörden 

In der letzten Zeit war da und dort verkürzt zu lesen, Office 365 verstoße gegen den Datenschutz und 

dürfe bald nicht mehr eingesetzt werden. Um es gleich zu sagen: Das ist natürlich nicht richtig. Die 

Aufsichtsbehörden haben nicht etwa angekündigt, den Einsatz von Office 365 zu verbieten. Vielmehr 

haben sie mit knapper Mehrheit (also nicht etwa einstimmig) festgestellt, dass derzeit kein 

datenschutzgerechter Einsatz von Office 365 möglich sei. 
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Diese Aussage ist eine Art Zwischennachricht. Im Augenblick laufen Verhandlungen zwischen den 

Aufsichtsbehörden und Microsoft. Dabei werden die aufgetretenen Fragen diskutiert. Das wird mit 

Sicherheit eine gewisse Zeit brauchen. Von den Ergebnissen wird über kurz oder lang zu hören sein.  

Unproblematische Verwendung von Daten 

Die Aufsichtsbehörden haben einige Fragen aufgeworfen, die recht interessant sind. Dabei geht es vor 

allem um den Vertrag zwischen Microsoft und den Unternehmen oder Verwaltungen, die Office 365 

einsetzen. Dort ist geregelt, wofür Microsoft die personenbezogenen Daten verwendet, die von den 

Nutzern übermittelt werden. 

Ein Punkt ist dabei völlig unproblematisch: Microsoft verwendet diese Daten, um die vereinbarten 

Dienste zu erbringen. Wenn etwa Outlook funktionieren soll, dann muss Microsoft die Daten verarbeiten, 

die dafür notwendig sind. Das Versenden einer E-Mail klappt beispielsweise nur, wenn die nötige E-Mail-

Adresse vorhanden ist und zum Versenden der Mail benutzt wird. Daran gibt es auch keine Kritik. 

Verwendung von Daten für „Geschäftstätigkeiten“ 

Schwieriger wird es, weil Microsoft laut Vertrag Daten auch für „legitime Geschäftstätigkeiten von 

Microsoft“ verwenden darf. Diese Formulierung ist recht allgemein. Deshalb stellt sich die Frage, ob 

Unternehmen, die Office 365 nutzen, Microsoft Daten für diesen Zweck zur Verfügung stellen dürfen. In 

mancherlei Hinsicht lautet die Antwort eindeutig Ja. Das gilt etwa für die Abrechnung von 

Dienstleistungen, die Microsoft erbringt. Bei anderen Punkten ist dies nicht so eindeutig. So ist die 

Bekämpfung von Betrug und Cyberkriminalität sicher eine wichtige Angelegenheit. Hier kann man 

allerdings schon diskutieren, welche Daten dafür konkret erforderlich sind und deshalb an Microsoft 

übermittelt werden dürfen. 

Feld für Fachleute  

Diese wenigen Beispiele zeigen, dass es hier um Fragen für Datenschutz-Fachleute geht. Wie exakt 

müssen vertragliche Bestimmungen sein? Welche technischen Sicherungsmaßnahmen muss Microsoft 

vorhalten? Das ist alles wichtig. Für den normalen Anwender von Office 365 im Büro lohnt es aber nicht, 

sich damit zu befassen. Anders wäre das nur, wenn er aus privater Leidenschaft tief in Fragen des 

Datenschutzes einsteigen will. 

Fragen an sich selbst stellen! 

Reicht es also, sich ruhig zurückzulehnen und Office 365 einfach zu nutzen, ohne lange zu überlegen? 

Das wäre auch wieder zu einfach gedacht. Vielmehr sollte gerade der normale Nutzer im Büro einmal 

kurz nachdenken, was er alles mit Office 365 macht. Das ist im Normalfall erstaunlich viel. Von Mails war 

schon die Rede. Aber auch einige Gedanken darüber, was so alles in Excel-Tabellen steht, könnten 

sinnvoll sein. 

Vorgaben des Arbeitgebers beachten! 
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Auf der Basis der Frage „Was tue ich hier eigentlich?“ sollte der Nutzer dann überlegen, ob er sich dabei 

an die Vorgaben des Unternehmens hält, bei dem er arbeitet. Ist die Excel-Tabelle vielleicht um die eine 

oder andere Spalte erweitert, weil das so praktisch erschien? Oder hatte das Unternehmen eine solche 

Spalte vielleicht bewusst nicht vorgesehen? 

Eigene Verantwortung sehen! 

Das sind Fragen, die nicht Microsoft betreffen. Man sollte nie vergessen, dass auch Office 365 nur ein 

Werkzeug ist. Solange es nicht benutzt wird, speichert es keinerlei Daten und gibt auch keine weiter. 

Wenn es Daten speichert und weitergibt, dann hat das der Nutzer ausgelöst. Dafür ist er verantwortlich 

und nicht Microsoft. 

 
 

Weitergabe von Mitarbeiterdaten wegen Corona 

Wir befinden uns aktuell mitten in der zweiten Corona-

Welle. Umso mehr sind die Gesundheitsbehörden hinter 

jedem „Verdachtsfall“ her. Schließlich will man alles, bloß 

keinen verlängerten Lockdown in den nächsten Monaten. 

Welche Auskünfte müssen Arbeitgeber den 

Gesundheitsbehörden über Mitarbeiter geben? 

Infektionsverfolgung und Datenschutz 

Zu Beginn der Corona-Pandemie dachten eher wenige über Fragen des Datenschutzes nach. Das hat 

sich, zum Glück, zwischenzeitlich geändert. Denn bei der „Infektionsverfolgung“ geht es um viele Daten. 

Dabei gibt es rechtlich gesehen zwei Aspekte: Welche Fragen darf ein Gesundheitsamt stellen? Und 

welche Antworten darf ein Unternehmen geben?  

Ausgangsfall: ein infizierter Arbeitnehmer 

Angenommen, ein Arbeitnehmer ist nachweislich an Covid-19 erkrankt. Das hat sein Arzt dem 

Gesundheitsamt mitgeteilt. Dazu ist der Arzt gesetzlich verpflichtet. Jetzt will das Gesundheitsamt im 

Unternehmen nachforschen, wer vielleicht noch infiziert worden ist. Welche Auskünfte darf das 

Gesundheitsamt verlangen? Die Antwort gibt § 16 Infektionsschutzgesetz, der leicht zu googeln ist: sehr 

viele! Es darf etwa folgende Fragen stellen: 
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Typische Fragen des Gesundheitsamts 

• Wer hat mit dem Erkrankten in einem Zimmer gearbeitet? 
• Wer hatte mit ihm sonst Kontakt, etwa bei Besprechungen? 
• Mit welchen Kunden hatte der Erkrankte persönlich zu tun? 

Befugnis des Unternehmens für Antworten 

Das Gesundheitsamt hat das Recht, solche Fragen zu stellen. Trotzdem könnte einer Antwort durch das 

Unternehmen der Datenschutz entgegenstehen. Denn vor allem Personaldaten darf ein Unternehmen 

nicht ohne Weiteres nach außen weitergeben. 

DSGVO und lebenswichtige Interessen 

Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) trifft eine erfreulich konkrete Regelung. Danach ist die 

Weitergabe von personenbezogenen Daten erlaubt, wenn sie erforderlich ist, um lebenswichtige 

Interessen zu schützen (siehe Art. 6 Abs. 1 Buchstabe d DSGVO). Dabei kann es ausdrücklich um 

lebenswichtige Interessen der betroffenen Person selbst gehen, aber auch um die einer anderen Person.  

Aussagen der DSGVO zu Epidemien 

Ein Blick in Erwägungsgrund 46 zur DSGVO schließt alle Zweifel aus: Die Notwendigkeit, Epidemien zu 

überwachen, ist dort ausdrücklich als ein Beispiel für lebenswichtige Interessen genannt. Und was für 

örtlich begrenzte Epidemien gilt, gilt für weltweite Pandemien natürlich erst recht. Das Unternehmen 

kann und muss die Fragen des Gesundheitsamts daher beantworten. 

Strenge Zweckbindung 

Beruhigend, dass das Infektionsschutzgesetz auch eine strenge Schutzvorschrift enthält. Das 

Gesundheitsamt darf alle Daten ausschließlich für die Zwecke dieses Gesetzes verarbeiten. So regelt es 

dort § 16 Abs. 1 Satz 2. Die Überwachung erfolgt durch die Datenschutzaufsicht. 
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Datenschutzerklärungen besser verstehen 

Eine aktuelle Studie zeigt, dass viele 

Datenschutzerklärungen nicht verständlich genug sind. 

Entsprechend häufig verzichten Internetnutzer darauf, die 

sogenannten Privacy Policies zu lesen. Doch darunter 

kann der persönliche Datenschutz leiden. 

 

Von wegen Erklärung des Datenschutzes 

Online-Angebote wie Websites und Webshops müssen eine Datenschutzerklärung besitzen, so verlangt 

es nicht erst die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Trotzdem gibt es immer noch Webseiten, die 

keine „Privacy Policy“ veröffentlichen.  

Andere Online-Dienste haben zwar eine Datenschutzerklärung, doch diese verdient ihren Namen nicht: 

Sie erklärt nicht den Datenschutz – jedenfalls nicht so, wie es für den normalen Internetnutzer 

erforderlich wäre. 

Umfrage belegt unzureichende Erklärungen 

Eine aktuelle Studie hat die Datenschutzrichtlinien führender Social-Media-Plattformen untersucht. 

Deren Nutzer wurden zudem befragt, um herauszufinden, wie lesbar die Datenschutzerklärungen 

wirklich sind. Dabei wurden die Altersgruppen berücksichtigt, die die jeweilige Social-Media-Plattform 

nutzen dürfen. 

Hier sind einige der Ergebnisse: 

• 87 % der Menschen akzeptieren Datenschutzrichtlinien, ohne sie zu lesen. 
• Die Datenschutzrichtlinie von TikTok zum Beispiel erfordert ein Lesealter von 17+ Jahren, trotz 

der Möglichkeit, sich ab dem Alter von 13 Jahren dafür anzumelden. 
• Im Durchschnitt dauert es mehr als 47 Minuten, um die Datenschutzrichtlinien für soziale 

Medien zu lesen. Die Datenschutzrichtlinien von TikTok, WhatsApp und LinkedIn gehören zu 

den längsten. 
• API (62 %), Cookies (57 %), Drittanbieter (53 %) und IP-Adresse (46 %) stehen ganz oben auf der 

Liste des Fachjargons für Datenschutzrichtlinien, die die Menschen nicht verstehen. 

Offensichtlich vermeiden die meisten Internetnutzer, Datenschutzerklärungen zu prüfen, da sie zu 

komplex, zu lang und unverständlich sind. Damit entsprechen die Datenschutzerklärungen nicht den 

Vorgaben der DSGVO. Zudem können die Nutzer von ihren Rechten keinen Gebrauch machen. Denn für 

sie ist die Datennutzung nicht transparent. 
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Datenschutz verstehen, um die eigenen Daten schützen zu können 

Wenn Sie eine Datenschutzerklärung lesen und etwas nicht verstehen, dann geht es vielen Kolleginnen 

und Kollegen sicher genauso. Fragen Sie deshalb Ihre Ansprechpartner im Unternehmen für den 

Datenschutz und bitten Sie um eine Erklärung. Nur so können Sie und die anderen Beschäftigten im 

Unternehmen wirklich von Ihren Rechten Gebrauch machen und auf die Nutzung eines Online-Dienstes 

bewusst verzichten, weil Sie mit dem dort praktizierten Datenschutz nicht einverstanden sind. 

An dieser Stelle seien die Begriffe erklärt, die für besonders viele Menschen unverständlich sind.  

Haben Sie den Durchblick bei Datenschutzerklärungen? Machen Sie den Test! 

Können Sie sagen, was sich hinter API, Cookies, Drittanbieter und IP-Adresse verbirgt? Überlegen 

Sie zuerst und lesen Sie danach die Auflösung! 

Frage: Wissen Sie, was „API“ bedeutet? 

API steht für Application Programming Interface, also für eine Schnittstelle, über die der genutzte Online-

Dienst mit anderen Anwendungen verbunden werden kann. Über solche Schnittstellen lassen sich zum 

Beispiel die personenbezogenen Daten von der genutzten Webseite an andere Anwendungen 

übertragen. Dabei stellt sich die Frage, an wen und zu welchem Zweck die Daten übertragen werden 

sollen. 

Frage: Was machen Cookies eigentlich? 

Cookies werden von Internet- und Multimedia-Anwendungen genutzt, um Informationen lokal auf dem 

Computer oder Smartphone des Nutzers zu speichern. Cookies tragen in der Regel eine eindeutige 

Kennzeichnung (Cookie-ID), um die gespeicherten Informationen einem bestimmten Computer oder 

Smartphone zuordnen zu können. Über die Identifizierung des Geräts könnte jedoch auch eine 

Identifizierung des Nutzers möglich werden, wenn sich die Cookie-ID mit weiteren nutzerspezifischen 

personenbezogenen Daten verknüpfen lässt. Cookies, die nicht aus technischen Gründen nötig sind 

(zum Beispiel für den Warenkorb in einem Online-Shop), bedürfen der informierten Einwilligung durch 

den betroffenen Nutzer. 

Frage: Was genau sind Drittanbieter? 

Drittanbieter sind andere Unternehmen, die Daten des Nutzers vom Betreiber der Webseite erhalten 

könnten. Bestimmte Produkte bzw. Dienste von Drittanbietern verarbeiten die personenbezogenen 

Daten der Nutzer, die für die Zwecke des jeweiligen Webseiten-Anbieters erhoben wurden, auch zu ihren 

eigenen Zwecken. Hier stellt sich die Frage, ob der Nutzer hierzu genau informiert wurde und dem 

überhaupt zugestimmt hat. Andernfalls fehlt die rechtliche Grundlage für die Übermittlung der Daten an 

Drittanbieter. 
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Frage: Was steckt hinter der IP-Adresse? 

Eine IP-Adresse (IP steht für Internet Protocol) identifiziert eindeutig Sender und Empfänger von 

Datenpaketen im Internet, ähnlich einer Postadresse. Sie verrät Informationen über den Internetanbieter 

und den Standort des Rechners. Der Internetanbieter wiederum kann über sie auch den Datenstrom 

seiner Kunden nachverfolgen. IP-Adressen lassen sich direkt oder indirekt mit Nutzern in Verbindung 

bringen und werden deshalb als personenbezogen eingestuft. IP-Adressen unterliegen dem 

Datenschutz und dürfen nicht ohne Weiteres zu Marketingzwecken vollständig gespeichert und 

ausgewertet werden. 

 
 

Weiterleitung von Mails „nach Hause“ 

Viele Arbeitnehmer tun es gelegentlich: Sie leiten eine 

dienstliche Mail nach Hause auf den privaten E-Mail-

Account um. Alles kein Problem? Es kommt darauf an! 

Nicht alles, was einem Arbeitnehmer vernünftig erscheint, 

ist es auch aus der Sicht der Gerichte. 

Vernünftige Gründe 

Die Gründe für das Weiterleiten einer E-Mail sind unterschiedlich. Ein 

Beispiel: Tagsüber hat die Zeit nicht gereicht, um eine wichtige, aber 

ziemlich umfangreiche Mail zu lesen. Also möchte man das abends 

zuhause nachholen. Ein weiteres Beispiel: Eigentlich möchte man am 

nächsten Tag im Home Office das dienstliche mobile Gerät nutzen. 

Gerade jetzt „spinnt“ es aber. Also weicht man mit den wichtigsten 

E-Mail-Nachrichten sozusagen auf den privaten PC aus. 

Ein problematischer Fall 

Diese Argumente hören sich vernünftig an. Doch dass man auch rasch in ein problematisches Licht 

geraten kann, musste ein Arbeitnehmer in einem Fall erfahren, den das Landesarbeitsgericht Berlin-

Brandenburg am 16. Mai 2017 entschieden hat. Ein Mitarbeiter hatte an einem einzigen Tag in einem 

Zeitraum von 90 Minuten nicht weniger als 96 E-Mails an seine private Mail-Adresse geschickt. Fast jede 

dieser Mails hatte umfangreiche Anhänge. Der Gesamtumfang der E-Mail-Nachrichten einschließlich der 

Anhänge betrug fast 1.300 Seiten. 
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Berechtigte Fragen des Arbeitgebers 

Als der Arbeitgeber dies bemerkte, begann er, Fragen zu stellen. Die Antworten des Arbeitnehmers 

darauf waren eher „windelweich“. Besonderen Verdacht schöpfte der Arbeitgeber, als er erfuhr, dass der 

Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt bereits ein gutes Angebot für eine Arbeitsstelle bei einem 

Konkurrenzunternehmen erhalten hatte. Die Befürchtung lag nahe, dass der Arbeitnehmer nützliche 

Informationen zum neuen Arbeitgeber mitnehmen wollte. Sie verstärkte sich, als der bisherige 

Arbeitgeber erfuhr, dass der Arbeitnehmer tatsächlich einen Arbeitsvertrag mit dem 

Konkurrenzunternehmen abgeschlossen hatte. 

Fristlose Kündigung rechtens 

Die Reaktion des Arbeitgebers kann nicht überraschen: Er kündigte dem Mitarbeiter fristlos. Damit hatte 

der Arbeitgeber Erfolg. Denn das Landesarbeitsgericht bestätigte die Wirksamkeit der Kündigung. 

Folgende Aspekte waren dabei aus Sicht des Gerichts besonders wichtig: 

• Wer ohne nachvollziehbaren Grund zahlreiche Mails an seine private E-Mail-Anschrift 

weiterleitet, verletzt in schwerwiegender Weise die Pflicht, auf die Interessen seines Arbeitgebers 

Rücksicht zu nehmen.  
• Das gilt insbesondere, wenn er in Verhandlungen mit einem neuen Arbeitgeber steht und der 

neue Arbeitgeber ein Konkurrenzunternehmen betreibt.  
• Es ist Sache des Arbeitnehmers, eine dienstliche Notwendigkeit für die Weiterleitung 

darzulegen. 

Vorsicht mit dem Argument „Home Office“! 

Wenig wissen wollte das Gericht von dem Argument, dass dem Arbeitnehmer Arbeit im Home Office 

erlaubt gewesen sei. Allein daraus ergibt sich keine Genehmigung, Mails auf den privaten E-Mail-

Account weiterzuleiten. Dies gilt vor allem dann, wenn der Arbeitgeber für die Arbeit zuhause einen 

dienstlichen Laptop zur Verfügung stellt. Und genau das war vorliegend der Fall. Eine Speicherung auf 

einem privaten Computer ist dann für die Arbeit nicht erforderlich. 

Faustregeln und Empfehlungen 

Daraus ergeben sich folgende Ratschläge für die Praxis: 

• Bedenken Sie, dass dienstliche Mails oft Geschäftsgeheimnisse enthalten. Aufwändige 

Schutzmechanismen Ihres Unternehmens helfen nichts, wenn Sie diese Vorkehrungen durch 

eine Weiterleitung von Mails an Ihren privaten Account unterlaufen. 
• Deshalb gilt: Wenn Sie dienstliche Mails an Ihren privaten E-Mail-Account weiterleiten wollen, 

sollten Sie vorher mit Ihrem Arbeitgeber klären, ob das in Ordnung geht. Das vermeidet spätere 

Streitigkeiten. 
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• Seien Sie vorsichtig mit der Überlegung, eine solche Weiterleitung erleichtere doch nur die 

Arbeit. Dies gilt auch, wenn Sie von zuhause aus arbeiten dürfen (Home Office). Ihr Arbeitgeber 

sieht die Dinge möglicherweise ganz anders. 
• Besonders kritisch wird es, wenn Ihnen für die Arbeit zuhause ein dienstliches Gerät zur 

Verfügung steht. Dann gibt es im Normalfall keinen nachvollziehbaren Grund, stattdessen ein 

privates Gerät einzusetzen. 
• Sollte dies ausnahmsweise doch einmal erforderlich sein, weil zum Beispiel technische Defekte 

beim dienstlichen Gerät vorliegen, melden Sie diese Defekte umgehend dem Arbeitgeber! Dann 

kann man absprechen, wie verfahren wird. 

Wer die Entscheidung des Gerichts im Original nachlesen möchte, sollte bei Google einfach das 

Aktenzeichen „7 Sa 38/17“ eingeben. Angst vor Juristendeutsch sollte man dabei freilich nicht haben. 

 

 

 

Wenn Ihnen unser Magazin gefallen hat, sagen Sie es gerne weiter 

Unser nächstes Datenschutzmagazin 

erscheint im April! 


